
Herbst 2025, Wien: Im Sozial-
bereich drohen massive 
Kürzungen und der Verlust 

zahlreicher Arbeitsplätze sowie von 
Angeboten für Menschen, die es 
ohnehin nicht leicht haben: Sucht-
kranke, Behinderte, Frauen, Ju-
gendliche, zur Flucht Gezwungene 
und viele mehr. Viele Beschäftigte 
wollen sich das nicht gefallen las-
sen und schließen sich zusammen. 
Ein Bündnis entsteht und protestiert 
gegen die Budgetpolitik der Wiener 
Stadtregierung. Seither ist viel ge-
schehen.

Zuerst mal ist das Bündnis gewach-
sen. Mittlerweile besteht dieses au-
ßerdem aus Einrichtungen aus  
dem Kulturbereich, gewerkschaftli-
chen Basisinitiativen, Betriebsrä-
ten, NGOs, linken Gruppen und Or-
ganisationen sowie auch solchen 
aus der Klimagerechtigkeitsbewe-
gung. Dann wurden ein öffentlicher 
Auftritt auf Facebook und Instagram 
sowie eine Website ins Leben geru-

fen. Und seither gab es weitere Pro-
teste: gegen das Bundesbudget, 
aber auch zu einzelnen Themen 
wie etwa der Kürzung bzw. Strei-
chung der Mindestsicherung für 
subsidiär Schutzberechtigte oder 
das Alkoholverbot im öffentlichen 
Raum rund um den Wiener West-
bahnhof. Ebenso gab es eigene in-
haltliche Veranstaltungen für Basis-
gewerkschafter*innen und Koope-
rationen bei Veranstaltungen von 
anderen, etwa im Rahmen des  Kli-
macamps in Wien.

Daran zeigt sich, dass wir den Be-
griff Sozialabbau mittlerweile sehr 
breit interpretieren – über den en-
gen Sinn des Wortes hinaus zu Kür-
zungen im Kulturbereich und zum 
Kampf gegen die Klimakatastrophe 
bis zu dringend notwendigen Wi-
derstand gegen Aufrüstung und 
Krieg.

Derzeit arbeitet das Bündnis an ei-
ner österreichweiten Vernetzung 
mit Initiativen in den Bundeslän-

dern, die zu einem gemeinsamen 
Kampf für den Sozialstaat führt, den 
wir brauchen. Und wir planen im 
Herbst eine österreichweite Konfe-
renz, auf der einerseits in der Tiefe 
analysiert werden soll, was es mit 
diesen Budgets auf unsere Kosten 
auf sich hat, und andererseits erar-
beitet werden soll, wie der Wider-
stand dagegen breiter und koordi-
niert werden kann.

Warum überhaupt?

Die Bundesregierung hat sich einer 
Sanierung des Staatshaushalts 
durch Sparpolitik und Rückbau des 
Sozialstaats verschrieben, während 
gleichzeitig Abermilliarden für Auf-
rüstung verschwendet werden. Das 
Sparpaket von mindestens 54 Milli-
arden ist das größte der 2. Republik 
und wird erst der Anfang sein, wenn 
wir das nicht verhindern.

Die anhaltende Teuerung, zu niedri-
ge Lohn- und Gehaltsabschlüsse 
sowie die steigende Arbeitslosigkeit 
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Selbst aktiv werden gegen Kürzungspolitik 
und Sozialabbau
Das Bündnis Solidarischer Widerstand gegen Sozialabbau 
von Axel Magnus
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drücken zusätzlich massiv auf un-
sere Lebensverhältnisse. Rassis-
mus, wie etwa das geplante Kopf-
tuchverbot, Sündenbockpolitik und 
imperialistische Kriegsgelüste wer-
den geschürt, um von den sozialen 
Angriffen abzulenken und uns zu 
spalten.

Kürzungen und Verschlechterun-
gen im Pensions-, Gesundheits-, 
Sozial- und Bildungssystem treffen 
uns ebenso wie Gebührenerhöhun-
gen, Leistungskürzungen und Um- 
oder Ausgliederungen kommunaler 
Einrichtungen und Projekte sowie 
personelle Kahlschläge. Der Stabili-
tätspakt des Bundes nimmt die be-
reits unterfinanzierten Kommunen 
und Bundesländer noch stärker an 
die Kandare. Zugleich wird inmitten 
der Klimakrise im öffentlichen Ver-
kehr gespart, während fossile Me-
gaprojekte vorangetrieben werden.

Wie?

Bei regelmäßigen Plena ca. alle 
zwei Wochen werden die gemein-
samen Linien festgelegt und künfti-
ge Aktionen beschlossen. Die kon-
krete Arbeit erfolgt dann zumeist in 
Arbeitsgruppen. Dabei gelten fol-
gende Prinzipien:

◇ Widerstand gegen alle Formen 
von Sozialkürzungen.

◇ Widerstand gegen schlechte 
Kollektivvertragsabschlüsse & 
Lohnraub. Solidarität mit kämp-
ferischer Betriebs- und Ge-
werkschaftsarbeit.

◇ Widerstand gegen die Teue-
rung und Forderung nach effek-
tiven Maßnahmen wie amtli-
chen Preisfestlegungen.

◇ Widerstand gegen Aufrüstung 
und Kriegstreiberei. Wir sind 
ein antiimperialistisches Bünd-
nis.

◇ Wir sind gegen Rassismus, Se-
xismus und alle sonstigen For-
men von Unterdrückung.

Gleichzeitig hat unser Bündnis er-
kannt, dass 'nur' gegen etwas zu 
sein nicht reicht. Daher haben wir 
von Anfang an gesagt, wie der soli-
darische Staat, den wir brauchen, 
aus unserer Sicht finanziert werden 
kann.

Eine Reform der Grundsteuer, eine 
Vermögenssteuer ab einer Million 
Euro Nettovermögen, eine progres-
sive Erbschaftssteuer, eine Rück-
kehr zur früheren Körperschafts-
steuer sowie ein Solidarbeitrag für 
Spitzenverdiener*innen würden zu-
sammen rund 17 Milliarden Euro 
jährlich an zusätzlichen Einnahmen 
bringen. In Städten und Gemeinden 
ließe sich viel Geld über eine Erhö-
hung der Grundsteuer, Leerstands- 
und Zweitwohnsitzabgaben, Um-
widmungszuschläge auf Grund-
stücksspekulation und Citymauten, 
sowie durch den Stopp sündteurer 
und unsozialer wie unökologischer 
Prestigeprojekte und Infrastruktur-
vorhaben lukrieren.

Budgetkritik

Aktuell beschäftigt sich das Bünd-
nis vor allem mit dem Bundesbud-
get. Dieses verteilt um. Allerdings in 
die falsche Richtung. Es trifft über 
drei Viertel der Haushalte, während 
eine echte Besteuerung großer Ver-
mögen und Erbschaften, von Kon-
zernprofiten und Spekulationsge-
winnen sowie Übergewinnen noch 
immer ein Tabu ist.

Konkret kritisieren wir, dass die mi-
kroskopische Erhöhung der Körper-
schaftssteuer ab einem Gewinn von 
einer Million um 1% viel zu gering 
ausfällt. Schließlich lag diese vor 
dem EU-Beitritt im Gegensatz zu 
den ab 2027 für diese Betriebe gel-
tenden 24% noch bei 55%. Gleich-
zeitig werden die im Budget vorge-
sehenen Maßnahmen jeden Haus-
halt im Schnitt mit 277 Euro netto 
belasten. Die stärksten Einbußen 
gemessen am Einkommen werden 
ärmere Haushalte, Geringverdie-
ner*innen und Menschen mit mittle-
ren Einkommen erleiden.

Besonders dramatisch für Gering-
verdiener*innen ist, dass künftig 
wieder alle Beschäftigten Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung zah-
len müssen. Zwei Drittel der über 
900.000 davon betroffenen Be-
schäftigten sind Frauen. Diese       
ohnehin schon in Niedriglohn-      
sektoren, prekären Jobs und 
(Zwangs-)Teilzeitarbeitenden bü-
ßen bis zu 630 Euro im Jahr ein, 
was weitaus mehr ist als die  Sen-
kung der Mehrwertsteuer, die ja ge-
rade sie entlasten sollte.
Zusätzlich gibt es durch die Kür-
zung der Beiträge zum Familienlas-
tenausgleichsfonds ab 2028 noch 
eine versteckte Lohnkürzung. Mit 
rund 2 Milliarden Euro im Jahr ist 
diese der mit Abstand größte Ein-
zelposten im Doppelbudget und 
noch ein weiteres Geschenk an die 
Unternehmen. Da eine Reihe von 
Maßnahmen wie beispielsweise die 
Verlängerung der Bankenabgabe 
nur befristet ist, bedarf es ab 2029 
neuer „Umschichtungen“ in Höhe 
von 600 Millionen Euro, um diese 
Erhöhung der Konzerngewinne auf 
unsere Kosten ausgleichen zu kön-
nen, wenn nicht tatsächlich bei den 
Leistungen gekürzt werden soll.
Reichlich Geld fließt hingegen in 
Militär und Aufrüstung. Bis 2032 soll 
ein Militärbudget von über 12 Milli-
arden Euro pro Jahr erreicht wer-
den. Schon 2027 wird dieses die 
Grenze von 5 Milliarden Euro über-
schreiten, was ein höherer Anteil 
am BIP ist als in den Hochphasen 
des Kalten Krieges. Die milliarden-
schweren Sonderbudgets wie die 
17 Milliarden für den „Aufbauplan 
2032+“, die 4 Milliarden für die An-
schaffung von Angriffswaffen in 
Form von Langstreckenraketen, 
Drohnen und neue Abfangjäger um 
weitere 10 Milliarden sind darin 
noch gar nicht enthalten. Der letz-
tes Jahr verstorbene Papst Franzis-
kus hat dazu kurz vor seinem Able-
ben gesagt: „Ich schäme mich für 
die Staaten, die die Militärausgaben 
auf zwei Prozent anheben, sie sind 
verrückt!“.
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Abermals wird auch der Sozialhilfe 
zu Leibe gerückt. Nicht zuletzt offen 
rassistisch auf Kosten subsidiär 
Schutzberechtigter. Dabei macht 
der Anteil der Sozialhilfe am Budget 
gerade mal 0,44% aus. Wer Öster-
reich kennt, weiß, dass Kürzungen 
bei Flüchtlingen später für alle um-
gesetzt werden.

Ganz nebenbei wird 2027 auch das 
gerade einmal 0,5% des Bundes-
haushalts ausmachende Kulturbud-
get um 3,3% sinken, was vor allem 
die ohnehin prekär finanzierte freie 
Kulturszene treffen wird.

Das  Doppelbudget 2027/28 ist au-
ßerdem ein klimapolitisches und 
ökologisches Desaster. Erneut sol-
len gerade in diesem Bereich enor-
me Einsparungen erfolgen, wie z.B. 
beim Ausbau öffentlicher Verkehrs-
mittel etwa durch Einsparungen von 
500 Millionen bei der ÖBB. Dabei 
ließen sich allein durch den Abbau 
klima- und umweltschädlicher Sub-
ventionen jährlich bis zu 5,7 Milliar-
den Euro an fossilen Fehlförderun-
gen einsparen.

Fazit: Superreiche und Konzerne 
tragen letztlich nichts zur von ihnen 
selbst geforderten Sanierung des 
Staatshaushaltes bei. Tatsächlich 
müssen also im Gegensatz zu den 
schönen Sprüchen der Regierung 
nicht „alle ihren Beitrag zur Budget-
sanierung leisten“. Wie vor diesem 
Hintergrund auch nur von einer 
„ausgewogenen“ oder gar „einiger-
maßen fairen“ Budgetkonsolidie-
rung gesprochen werden kann, 
bleibt fraglich. Oder handelt es sich 
vielleicht gar schlicht und einfach 
um Fake News im Interesse des 
Kapitals?

Alternativen

Statt eines sozialen Kahlschlags 
braucht es in Wirklichkeit deutlich 
mehr Geld für Gesundheit, Sozia-
les, Bildung, Kultur, die Unterstüt-
zung von zur Flucht gezwungenen 
Menschen, Gewaltschutz, die öko-
logische Transformation der Wirt-

schaft inklusive besserer Arbeits-
bedingungen in diesen Bereichen 
und vieles mehr.

Als Bündnis Solidarischer Wider-
stand gegen Sozialabbau treten wir 
daher für folgende Maßnahmen ein:

◇ ein Nullbudget für Aufrüstung

◇ den sofortigen Stopp unökolo-
gischer Verkehrsprojekte für 
den Individualverkehr und die 
Umwidmung der dafür vorgese-
henen Mittel für einen massi-
ven Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs und dessen kontinu-
ierliche Verbilligung bis er 
schließlich wie z.B. in Luxem-
burg gratis ist

◇ die Einführung einer progressi-
ven Vermögens- und Erb-
schaftssteuer

◇ die Abschaffung des Steuerpri-
vilegs für Kapitaleinkommen – 
diese wie z.B. Gewinne oder 
Einkommen aus Privatstiftun-
gen müssen genauso wie Ein-
kommen aus Arbeit besteuert 
werden

◇ einen Krisenkonsolidierungs-
beitrag für Spitzenverdiener*in-
nen

◇ die vollständige Abschöpfung 
von Über- und Spekulationsge-
winnen

Axel Magnus ist Sozialwissen-
schaftler und Gewerkschafter, 
langjähriger Betriebsrat und seit 
Jahrzehnten politisch aktiv – der-
zeit u.a. im Bündnis Solidarischer 
Widerstand gegen Sozialabbau

Mehr Infos unter https://sowiso.at/
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